
Tenor 

Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der 
allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, 
zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit 
und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit ist dahin 
auszulegen, dass er einer nationalen Regelung nicht entgegensteht, 
nach der eine Information der Öffentlichkeit unter Nennung der Be­
zeichnung des Lebensmittels und des Unternehmens, unter dessen Na­
men oder Firma das Lebensmittel hergestellt, behandelt oder in den 
Verkehr gebracht wurde, zulässig ist, wenn ein Lebensmittel zwar nicht 
gesundheitsschädlich, aber für den Verzehr durch den Menschen un­
geeignet ist. Art. 17 Abs. 2 Unterabs. 2 dieser Verordnung ist dahin 
auszulegen, dass unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens 
eine solche Information der Öffentlichkeit durch die nationalen Behör­
den zulässig ist; dabei sind die Vorgaben des Art. 7 der Verordnung 
(EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Ein­
haltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmun­
gen über Tiergesundheit und Tierschutz zu beachten. 

( 1 ) ABl. C 98 vom 31.3.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 11. April 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 
— Deutschland) — Land Berlin/Ellen Mirjam Sapir, Michael 
J. Busse, Mirjam M. Birgansky, Gideon Rumney, Benjamin 

Ben-Zadok, Hedda Brown 

(Rechtssache C-645/11) ( 1 ) 

(Verordnung (EG) Nr. 44/2001 — Art. 1 Abs. 1 und Art. 6 
Nr. 1 — Begriff „Zivil- und Handelssache“ — Rechtsgrund­
los geleistete Zahlung einer staatlichen Stelle — Rückforde­
rung der Zahlung in einem Gerichtsverfahren — Bestimmung 
der gerichtlichen Zuständigkeit im Fall der Konnexität — 
Enger Zusammenhang zwischen den Klagen — Beklagter 

mit Wohnsitz in einem Drittstaat) 

(2013/C 156/16) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Land Berlin 

Beklagte: Ellen Mirjam Sapir, Michael J. Busse, Mirjam M. Birgan­
sky, Gideon Rumney, Benjamin Ben-Zadok, Hedda Brown 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Aus­
legung von Art. 1 Abs. 1 und von Art. 6 Nr. 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die 

gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre­
ckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. 
2001, L 12, S. 1) — Begriff „Zivil- und Handelssache“ — Frage 
der Einbeziehung einer Klage, mit der eine ohne Rechtsgrund 
geleistete Zahlung zurückgefordert wird, die eine staatliche Stelle 
im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens zur Wiedergutma­
chung eines durch das NS-Regime verursachten Schadens ge­
leistet hat 

Tenor 

1. Art. 1 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 
22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen ist dahin auszulegen, dass der Begriff „Zivil- und 
Handelssache“ eine Klage auf Erstattung einer ohne Rechtsgrund 
geleisteten Zahlung umfasst, wenn eine öffentliche Stelle durch 
eine Behörde, die durch ein Gesetz zur Wiedergutmachung von 
Verfolgungen seitens eines totalitären Regimes geschaffen wurde, 
angewiesen worden ist, einem Geschädigten zur Wiedergutma­
chung einen Teil des Erlöses aus einem Grundstückskaufvertrag 
auszuzahlen, stattdessen aber versehentlich den gesamten Kaufpreis 
an diese Person überwiesen hat und anschließend die ohne Rechts­
grund geleistete Zahlung gerichtlich zurückfordert. 

2. Art. 6 Nr. 1 der Verordnung Nr. 44/2001 ist dahin auszulegen, 
dass zwischen den Klagen gegen mehrere Beklagte, die ihren 
Wohnsitz im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten haben, eine 
enge Beziehung im Sinne dieser Bestimmung besteht, wenn sich 
diese Beklagten unter Umständen wie denen des Ausgangsverfah­
rens auf weiter gehende Wiedergutmachungsansprüche berufen, 
über die einheitlich entschieden werden muss. 

3. Art. 6 Nr. 1 der Verordnung Nr. 44/2001 ist dahin auszulegen, 
dass er auf Beklagte, die ihren Wohnsitz nicht im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats haben und die im Rahmen einer gegen meh­
rere Beklagte, zu denen auch Personen mit Wohnsitz in der Union 
gehören, gerichteten Klage verklagt werden, nicht anwendbar ist. 

( 1 ) ABl. C 80 vom 17.03.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 11. April 
2013 — Mindo Srl/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-652/11 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Wettbewerb — Kartell — Italienischer 
Markt für den Kauf und die Erstverarbeitung von Rohtabak 
— Zahlung der Geldbuße durch den Gesamtschuldner — 

Rechtsschutzinteresse — Beweislast) 

(2013/C 156/17) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Mindo Srl (Prozessbevollmächtigte: G. Ma­
strantonio, C. Osti und A. Prastaro, avvocati)
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Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission (N. Khan 
und L. Malferrari als Bevollmächtigte im Beistand von F. Ruggeri 
Laderchi und R. Nazzini, avvocati) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts (Dritte Kammer) vom 
5. Oktober 2011, Mindo/Kommission (T-19/06), mit dem das 
Gericht den Rechtsstreit betreffend die teilweise Nichtigerklä­
rung der Entscheidung K(2005) 4012 endg. der Kommission 
vom 20. Oktober 2005 in einem Verfahren nach Art. 81 EG- 
Vertrag (Sache COMP/C.38.281/B.2 — Rohtabak, Italien) betref­
fend ein Kartell über die an Tabakerzeuger und -zwischenhänd­
ler gezahlten Preise und die Zuteilung von Tabakzulieferern am 
italienischen Rohtabakmarkt, sowie die Aufhebung oder Herab­
setzung der gegen die Klägerin verhängten Geldbuße für in der 
Hauptsache erledigt erklärt hat — Klägerin, über deren Ver­
mögen während des Verfahrens ein Insolvenzverfahren eröffnet 
wird — Wegfall des Rechtsschutzinteresses 

Tenor 

1. Das Urteil des Gerichts der Europäischen Union vom 5. Oktober 
2011, Mindo/Kommission (T-19/06), wird aufgehoben. 

2. Die Sache wird an das Gericht der Europäischen Union zurück­
verwiesen. 

3. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 49 vom 18.02.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 21. März 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Högsta 
förvaltningsdomstolen — Schweden) — Skatteverket/PFC 

Clinic AB 

(Rechtssache C-91/12) ( 1 ) 

(Mehrwertsteuer — Richtlinie 2006/112/EG — Befreiungen 
— Art. 132 Abs. 1 Buchst. b und c — Krankenhausbehand­
lungen und ärztliche Heilbehandlungen sowie die mit ihnen 
eng verbundenen Umsätze — Heilbehandlungen im Bereich 
der Humanmedizin, die im Rahmen der Ausübung der ärzt­
lichen und arztähnlichen Berufe erbracht werden — Dienst­
leistungen, die in der Ausführung von Maßnahmen auf dem 
Gebiet der ästhetisch-plastischen Chirurgie und ästhetischen 
Behandlungen bestehen — Eingriffe rein kosmetischer Natur, 
die lediglich auf Wunsch des Patienten durchgeführt werden) 

(2013/C 156/18) 

Verfahrenssprache: Schwedisch 

Vorlegendes Gericht 

Högsta förvaltningsdomstolen 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Skatteverket 

Beklagte: PFC Clinic AB 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Högsta förvaltningsdomstolen 
— Auslegung des Art. 132 Abs. 1 Buchst. b und c der Richt­
linie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347 S. 1) — Steu­
erbefreiung für ärztliche Heilbehandlungen und Heilbehandlun­
gen im Bereich der Humanmedizin — Vorsteuerabzug — Er­
bringung von Dienstleistungen auf dem Gebiet der ästhetischen 
Chirurgie sowohl kosmetischer als auch rekonstruktiver Art — 
Berücksichtigung oder Nichtberücksichtigung des Zwecks der 
Operation oder der Behandlung 

Tenor 

Art. 132 Abs. 1 Buchst. b und c der Richtlinie 2006/112/EG des 
Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteu­
ersystem ist wie folgt auszulegen: 

— Dienstleistungen wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehenden, 
d. h. ästhetische Operationen und ästhetische Behandlungen, fallen 
unter den Begriff „ärztliche Heilbehandlungen“ oder „Heilbehand­
lungen im Bereich der Humanmedizin“ im Sinne von Buchst. b 
bzw. Buchst. c dieser Vorschrift, wenn diese Leistungen dazu die­
nen, Krankheiten oder Gesundheitsstörungen zu diagnostizieren, zu 
behandeln oder zu heilen oder die Gesundheit zu schützen, auf­
rechtzuerhalten oder wiederherzustellen. 

— Die rein subjektive Vorstellung, die die Person, die sich einem 
ästhetischen Eingriff unterzieht, von diesem Eingriff hat, ist als 
solche für die Beurteilung, ob der Eingriff einem therapeutischen 
Zweck dient, nicht maßgeblich. 

— Für die Beurteilung, ob Eingriffe wie die im Ausgangsverfahren 
unter den Begriff „ärztliche Heilbehandlungen“ oder „Heilbehand­
lungen im Bereich der Humanmedizin“ im Sinne von Art. 132 
Abs. 1 Buchst. b bzw. Art. 132 Abs. 1 Buchst. c der Mehrwert­
steuerrichtlinie fallen, ist es von Bedeutung, dass Dienstleistungen 
wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehenden von einer Person 
erbracht werden, die zur Ausübung eines Heilberufs zugelassen ist, 
oder dass der Zweck des Eingriffs von einer solchen Person be­
stimmt wird. 

— Bei der Beurteilung, ob Dienstleistungen wie die im Ausgangs­
verfahren fraglichen nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. b oder c der 
Mehrwertsteuerrichtlinie von der Mehrwertsteuer befreit sind, sind 
sämtliche in diesem Abs. 1 Buchst. b und c hierfür aufgestellten 
Voraussetzungen sowie die sonstigen einschlägigen Vorschriften des 
Titels IX Kapitel 1 und 2 dieser Richtlinie, z. B. Art. 132 Abs. 1 
Buchst. b und die Art. 131, 133 und 134 der Richtlinie, zu 
berücksichtigen. 

( 1 ) ABl. C 118 vom 21.4.2012.
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